
5.50 Umwelt, Klimaschutz und Grünplanung 

Prüfung des Antrages der Fraktion von BÜNDNIS 90/DIE GRÜNEN auf Änderung der Baumschutzsatzung der Stadt Rheine, mit Schreiben vom 08.05.201  

                

                 Prüfvermerke der Verwaltung 

                 und Änderungsvorschläge 

 

 

  

 
 
 

Eine Erweiterung der Satzung auf 
Hecken ist durch die Ermächtigungs-
grundlage für den Erlass von 
kommunalen Baumschutzsatzungen 
gem.  § 49 LNatSchG NRW nicht 
gedeckt. Gem. § 49 LNatSchG können 
die Gemeinden durch Satzung 
ausdrücklich nur den Schutz des 
Baumbestandes innerhalb der im 
Zusammenhang bebauten Ortsteile und 
des Geltungsbereichs der 
Bebauungspläne regeln. 



 

 

  

 
 
Die von der Verwaltung bereits 
ausgearbeitete Präambel der  
2. Änderungssatzung zur 
Baumschutzsatzung der Stadt Rheine 
bleibt unverändert.  



 

 

 

 

  

 
s. o. 
 

 
 
 
 
Der Änderungsvorschlag der Fraktion 
Bündnis 90/Die Grünen ist aufgrund 
fehlender Rechtsgrundlage abzulehnen 
(s.o.). 

Der Änderungsvorschlag der Fraktion 
Bündnis 90/Die Grünen ist aufgrund 
fehlender Rechtsgrundlage abzulehnen 
(s.o.). 
 



 

 

 

 

  

 
 
Die von der Verwaltung bereits 
ausgearbeiteten Aktualisierungen  
von § 2 Geltungsbereich  
der Baumschutzsatzung der Stadt 
Rheine bleiben unverändert. 



 

 

 

  

 
 
 
 
 
Die Erweiterung auf Hecken ist aufgrund 
fehlender Rechtsgrundlage abzulehnen 
(s.o.). 
 
zu (2) Dem Vorschlag, Bäume bereits ab 
einem Stammumfang von 60 cm (statt wie 
bisher 80 cm) unter Schutz zu stellen, wird 
zugestimmt. 
Die Verwaltung lehnt den Vorschlag ab, und 
plädiert für die Beibehaltung der Regelung, 
dass bei mehrstämmigen Bäumen ein 
Stamm wenigstens einen 
Mindeststammumfang von 30 cm 
(Durchm. ca. 10 cm) aufweisen muss. 
 
zu (3) Die vorgeschlagene Regelung des 
neuen Abs. 3 ist aufgrund fehlender 
Rechtsgrundlage abzulehnen (s.o.) 
 
zu (4) der Wortlaut von Abs. 3 der 
bestehenden Satzung ist beizubehalten 
 
zu (5) Die Verwaltung schlägt vor, die 
Nadelbäume von der Satzung 
auszunehmen, jedoch künftig sämtliche 
Laubbaumarten, einschließlich der 
Obstbaumarten, der Satzung zu 
unterstellen 
 



 

 

 

 

 

  

 

 
 
 
zu (1) und (2)  Die Erweiterung auf Hecken 
ist aufgrund fehlender Rechtsgrundlage 
abzulehnen (s.o.). 
 
 
 
 
 
 
 
zu (2) dem Vorschlag, Maßnahmen zur 
Gestaltung, Pflege und Sicherung 
öffentlicher Grünflächen nicht mehr 
pauschal von den Verboten der 
Baumschutzsatzung auszunehmen,  
stimmt die Verwaltung zu.  
 
 
 
 
 
 
 



 

 

  

Die Erweiterung auf Hecken ist aufgrund 
fehlender Rechtsgrundlage abzulehnen 
(s.o.). 
 
Die Regelungen von § 4 Absätze (1) und (3) 
sind unverändert beizubehalten. 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 

 
 
 



 

  

 
Die Erweiterung auf Hecken ist aufgrund 
fehlender Rechtsgrundlage abzulehnen 
(s.o.). 
 
Die Regelungen von § 5  sind unverändert 
beizubehalten. 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
Die Regelungen von § 6 sind unverändert 
beizubehalten. 
 



 

 

  

 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 



  

zu Ergänzungsvorschlag zu (1) 
Der Ergänzungsvorschlag wird von der 
Verwaltung als unbegründet und nicht 
erforderlich angesehen. Die Prüfung der 
Erlaubnisvoraussetzungen bzw. der 
Antragsbegründung erfolgt grundsätzlich 
durch Inaugenscheinnahme des 
betreffenden Baumes und der örtlichen 
Gegebenheiten. 
 
zu Ergänzungshinweis zu (2) 
Eine beispielhafte Nennung bestimmter 
Sachverhalte ist hier nicht sinnvoll und 
wäre immer unvollständig. Ob eine „nicht 
beabsichtigte Härte“ vorliegt und ob eine 
Befreiung „mit den öffentlichen Interessen 
vereinbar ist“ oder ggf. „aus Gründen des 
allgemeinen Wohls“ erfolgen kann, muss 
im jeweiligen Einzelfall und nach 
sorgfältiger Abwägung entschieden 
werden. 
 
zu Ergänzungsvorschlag zu (3) 
Die Verwaltung  stimmt dem Vorschlag, 
künftig sämtliche Entscheidungen über 
Anträge auf Ausnahmen oder Befreiungen 
von der Baumschutzsatzung im Ausschuss 
für Stadtentwicklung, Umwelt und 
Klimaschutz zu treffen aufgrund des 
unverhältnismäßig hohen 
Verwaltungsaufwandes nicht zu.  
Die Entscheidungen sollen nach wie vor 
eigenständig von der Verwaltung getroffen 
werden. Nur in besonderen Einzelfällen legt 
die Verwaltung dem StUK ihren 
Entscheidungsvorschlag zum Beschluss 
vor.  
 



 

 

  

 
 
 

zu (1) Die von der Verwaltung bereits 
vorgesehenen Änderungen, die die Vorgabe 
der Ersatzanpflanzungen auf demselben 
Grundstück vorsehen, bleiben bestehen. 
 
zu (2) Eine Veröffentlichung der Liste von 
auferlegten Ersatzanpflanzungen ist aus 
datenschutzrechtlichen Gründen nicht 
zulässig. Die Verwaltung schlägt folgende, 
neue Formulierung vor, die als  
Abs. (6 ) hinzugefügt werden soll:  „Der 
Antragsteller hat die fristgerechte und 
ordnungsgemäße Umsetzung der 
auferlegten Ersatzanpflanzungen 
umgehend nach Ausführung prüfbar 
nachzuweisen. Der Erklärung über die 
Ausführung der Ersatzanpflanzungen ist 
ein Lageplan beizufügen, in dem die 
Standorte der Ersatzanpflanzungen, die 
Baumarten und die Pflanzqualität 
einzutragen sind. Die Ersatzanpflanzungen   
werden von der Verwaltung im digitalen 
Baumkataster der Stadt Rheine erfasst und 
dokumentiert.“ 
 



 

  

zu (2) Die  Verwaltung stimmt dem 
Änderungsvorschlag zu, künftig mind. 2 
Ersatz-Bäume pro zu entfernendem Baum 
zur Anpflanzung aufzuerlegen. Dennoch ist 
an dem Verweis der Bemessung an dem 
Stammumfang des zu entfernenden 
Baumes festzuhalten. Abs. 2, Sätze 1 und 2 
sind daher wie folgt neu zu formulieren: 
„Die Ersatzanpflanzung bemisst sich nach 
dem Stammumfang des entfernten 
Baumes. Beträgt der Stammumfang des 
entfernten Baumes, gemessen in 1 m Höhe 
über dem Erdboden, bis zu 150 cm, sind als 
Ersatz zwei Bäume derselben oder 
zumindest gleichwertigen Art mit einem 
Mindestumfang von 20 cm in 1 m Höhe 
über dem Erdboden zu pflanzen. Beträgt 
der Umfang mehr als 150 cm, ist für jeden 
weiteren angefangenen Meter 
Stammumfang ein zusätzlicher Baum der 
vorbezeichneten Art zu pflanzen“ 
 
Der Ergänzung, dass die 
Ersatzanpflanzungen innerhalb eines 
Jahres zu pflanzen sind, wird zugestimmt. 
 
(3) Die Änderungen gem. dem Vorschlag 
der Verwaltung und der Ergänzungszusatz 
aus dem vorliegenden Antrag von B90/Die 
Grünen werden übernommen. 
 



 

 

  

zu Ergänzungshinweis zu (5) 
Eine beispielhafte Nennung bestimmter 
Sachverhalte ist hier nicht sinnvoll und 
nicht erforderlich. In der Praxis kommen 
derartige Ausnahmefälle so gut wie nie vor.  
 
 
 
 
Die Erweiterung auf Hecken ist aufgrund 
fehlender Rechtsgrundlage abzulehnen 
(s.o.). Die in rot eingetragenen 
Ergänzungen aus dem Vorschlag von 
B90/Die Grünen sind daher hinfällig. 
 
 
Die Regelungen von § 8 sind unverändert 
beizubehalten. 

 
 
 



 

 

  

 
Die Erweiterung auf Hecken ist aufgrund 
fehlender Rechtsgrundlage nicht möglich 
(s.o.). Die in rot eingetragenen 
Ergänzungen aus dem Vorschlag von 
B90/Die Grünen sind daher hinfällig. 
 
 
Die Regelungen von § 9  sollen 
entsprechend den von der Verwaltung 
bereits vorgesehenen Änderungen und 
Ergänzungen bezüglich 
Ersatzanpflanzungen und 
Ausgleichszahlungen  
(blaue Schriftfarbe)  
neu formuliert werden. 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 



 

 

 

  

 
Die Erweiterung auf Hecken ist aufgrund 
fehlender Rechtsgrundlage nicht möglich 
(s.o.). Die in rot eingetragenen 
Ergänzungen aus dem Vorschlag von 
B90/Die Grünen sind daher hinfällig. 
 
Der gelb markierte Textteil stammt 
versehentlich aus § 11 und ist hier zu 
löschen. 
 
 
Die Regelungen von § 9  sollen 
entsprechend den von der Verwaltung 
bereits vorgesehenen Änderungen und 
Ergänzungen bezüglich 
Ersatzanpflanzungen und 
Ausgleichszahlungen  
(blaue Schriftfarbe)  
neu formuliert werden.  
 
 
 
 
 
 



 

 

 

 

  

 
 
Die Regelungen von § 10 sind unverändert 
beizubehalten. 
 
 
 
 
 
 
 
Die Regelungen von § 11 sind unverändert 
beizubehalten. 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 



 

 

 

 
Die Regelungen von § 12  sollen 
entsprechend den von der Verwaltung 
bereits vorgesehenen Änderungen (blaue 
Schriftfarbe) aktualisiert werden. 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 

 
 
 
 
 


